
 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
über die Ausübung einer gemeinsamen Vollstreckungstätigkeit  

zwischen der Stadt Uetersen und der Stadt Tornesch 
 

Auf Grund der § 18, 19 a des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ)  in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 528)  wird nach Beschlussfassung durch die Ratsver-
sammlung der Stadt Uetersen vom  01.10.2019 und der Ratsversammlung der Stadt 
Tornesch vom 24.09.2019 folgender öffentlich-rechtlicher Vertrag geschlossen:  
 

PRÄAMBEL 
 

Die Städte Uetersen und Tornesch vereinbaren im Sinne einer engen interkommunalen  
Zusammenarbeit, die Ausübung der Vollstreckungstätigkeit durch einen gemeinsamen 
Vollstreckungsbediensteten fortzusetzen. Die Zusammenarbeit hat bereits im Juli 2000 
gemeinsam mit dem damaligen Amt Moorrege begonnen. Zum 01.01.2003 ist das da-
malige Amt Haseldorf diesem Zusammenarbeitsvertrag beigetreten. Zwischenzeitlich 
hat das Amt Moorrege die Zusammenarbeit beendet. Das Amt Haseldorf wurde aufge-
löst und seine drei Gemeinden wurden in das Amt Geest und Marsch Südholstein 
(ehemals Amt Moorrege) eingegliedert. Aus diesem Grunde ist diese erfolgreiche Zu-
sammenarbeit zwischen den Städten Tornesch und Uetersen auf neue vertragliche 
Grundlagen zu stellen, um die Aufgabe auch weiterhin für beide Städte kostengünstig 
und effizient durchzuführen.  
 

§ 1 
 

(1) Die Stadt Uetersen und die Stadt Tornesch vereinbaren eine gemeinsame Aus-
übung ihrer Vollstreckungstätigkeiten.  

 
(2) Die Beitreibung öffentlich-rechtlicher Forderungen der Stadt Tornesch erfolgt durch 

Inanspruchnahme der/des Vollstreckungsbediensteten der Stadt Uetersen. 
 
(3) Die Stadt Uetersen stellt eine Mitarbeiterin / einen Mitarbeiter mit einem Zeitanteil 

von 17 Wochenstunden für die Vollstreckungstätigkeit zur Verfügung.  
 

§ 2 
 

(1)  Die/der Vollstreckungsbedienstete handelt im Namen des jeweiligen Hoheitsträgers 
und erhält von diesem auch Weisungen. 

 
(2) Die/der Vollstreckungsbedienstete darf nur auf Grund eines schriftlichen Vollstre-

ckungsauftrages Vollstreckungsmaßnahmen einleiten und durchführen.  
 
(3)  Die Vollstreckungsanordnungen der Stadt Tornesch werden durch die/den Vollstre-

ckungsbediensteten beigetrieben.  




